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Ein Volksbegehren will Österreichs Ausstieg aus der Euratom

Österreich lebt ohne Atomkraftwerk, aber als
Teil der Euratom. Ein Volksbegehren soll nun
den Ausstieg erzwingen. Deutsche Experten

wollen die skeptischen Österreicher aber von
der Sicherheit ihrer AKWs überzeugen.

„Österreich kann Verlängerung verhindern“
(ÖVP) fordern von Deutschland aus seinem Büro. Doch Österreich Aufrüstung entscheiden könnten.
Informationen über geplante Si- hat es in der Hand, die Laufzeit- Haverkamp ist dafür, dass Öster-
cherheitsmaßnahmen und wollen verlängerungen generell zu ver- reich in der Gemeinschaft Eura-
Einblick in die Details des Ver- hindern, behauptet der Green- tom bleibt. „Allerdings nur, wenn
trags zwischen der deutschen Re- peace-Atomexperte Jan Haver- bestimmter aufgetreten, aktiver
gierung und den Atombetreibern kamp im Gespräch mit dem agiert und mehr Lobbying betrie-
erhalten. Am Dienstag finden bi- Standard: „Das Land hat das ben wird. Das ist derzeit nicht der
laterale Nukleargespräche zwi- Recht, an Sicherheitsprüfungen Fall.“
schen Deutschland und Öster- teilzunehmen.WennesdieStufen

Unklarheit über Zahlungenreich in Berlin statt. der Aufrüstung dabei nach oben
erklärungen will Egger am 15. No- Landwirtschafts- und Umwelt- treibt, kann das den Betreiber bis Rechtlich gesehen ist ein Aus-

D
vember an Innenministerin Maria minister Niki Berlakovich (ÖVP) zu eine Milliarde Euro pro AKW stieg möglich, ohne automatisch

as Wahrzeichen der öster- Fekter (ÖVP) übergeben – der Ter- erwarte Antworten auf einen kosten.“ Beträge, bei denen sich aus der EU auszutreten. Verschie-
reichischen Anti-Atompoli- min für das Volksbegehren fiele „ganzen Fragekatalog“, heißt es die Verantwortlichen gegen eine dene Völkerrechtsexperten haben
tik dient heute als Ersatz- dann wohl auf eine Woche im bestätigt, dass ein einseitiger Aus-

teillager für deutsche Atomkraft- Frühjahr. stieg aus der Euratom durch die
werke: 1978 stimmte die österrei- Erstreckung des Artikels 49a des

Bilaterale Nukleargesprächechische Bevölkerung mit der Lissabon-Vertrags auf den Eura-
hauchdünnen Mehrheit von 50,47 Derzeit liefern 438 Atomreakto- tom-Vertrag möglich wäre.
Prozent gegen eine Inbetriebnah- ren weltweit in 32 Staaten Strom In Österreich sind FPÖ, Grüne
me des AKWs Zwentendorf an der ans Netz. 146 davon stehen in 15 und das BZÖ für einen Ausstieg –
Donau. Seither stillgelegt, dienen der insgesamt 27 EU-Staaten (sie- ihre bisher elf Anträge wurden im
die Bauteile seines Siedewasser- he Grafik). Dabei erzeugen alle Parlament aber von der Regierung
reaktors für Reparaturen an Isar I AKWs zusammen lediglich knapp abgelehnt. „Atomkraftwerke und
und Philippsburg I, der Rest hält drei Prozent der weltweit ver- deren Endlager sind nicht sicher“,
für Besichtigungstouren interes- brauchten Energiemenge, das er- sagt Christiane Brunner, Anti-
sierter Menschen her. gibt eine Studie der Umweltorga- Atomkraft-Sprecherin der Grü-

„Österreichs Bevölkerung lehnt nisation Greenpeace. nen. Die Subventionen für EU-
Atomkraft ab: Wir wehren uns im- Dennoch beschloss die deut- Atomprogramme wären bei Pro-
mer wieder engagiert gegen grenz- sche CDU/CSU/FDP-Regierung jekten für erneuerbare Energie
nahe Atommeiler, wie Temelín. unter Kanzlerin Angela Merkel besser genutzt.Österreich zahlt an
Dennoch finanzieren wir mit un- (CDU) unlängst eine Verlänge- die EU, aliquot gehen Gelder an
seren Steuergeldern die europäi- rung der Laufzeiten ihrer AKWs die Euratom. Die Höhe der Zah-
sche Atomgemeinschaft Eura- um durchschnittlich zwölf Jahre. lungen sind unklar: Zwanzig Mil-
tom“, empört sich Dietmar Egger. Ein Umstand, den die österrei- lionen, sagt Berlakovich (siehe In-
Er ist Initiator des Volksbegehrens chischeRegierungnicht goutierte. terview), vierzig Millionen haben
„Raus aus Euratom“. Die dafür be- Bundeskanzler Werner Faymann Egger, Greenpeace und die Oppo-
nötigten 8032 Unterstützungs- (SPÖ) und sein Vize Josef Pröll sitionsparteien berechnet.

Saskia Jungnikl

NIKOLAUS BERLAKOVICH (ÖVP) ist
seit Dezember 2008 Landwirtschafts-
und Umweltminister. Foto: Corn

Die Europäische Atomgemein-
schaft (Euratom) wurde am
25. März 1957 im Rahmen der
RömischenVerträgevon Frank-
reich, Italien, Deutschland,
Belgien, Niederlande und Lu-
xemburg gegründet. Sie ist in
ihren Strukturen an die EU
angegliedert, jedoch eine ei-
genständige Organisation und
für die Planung und Kontrolle
der Nuklearwirtschaft im zivilen
Bereich zuständig. Von 2007-
2011 findet das siebente Rah-
menprogramm statt. Dafür
stehen laut EU-Kommission
3,09 Milliarden Eurozur Verfü-
gung. Österreich zahlt zwi-
schen 20 und 40 Millionen Euro
pro Jahr – genaue Zahlen gibt
es nicht. (nik)
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Was ist die
Euratom?

Atomkraftwerke in Europa
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Reaktoren in Betrieb

in Bau in Planung
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* vom Parlament bewilligt, gesamt drei geplant

Diskussionen über
Neubau, Ausbau oder
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